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Ausgeschlossene und Bürger: 
Das ambivalente Verhältnis von 
Rechtsgleichheit und sozialem Ausschluß1

Inklusion und Exklusion bilden kein Gegensatzpaar zu Begriffen der sozialen Kon­
trolle und Disziplinierung. Die Ablösung des Prinzips der Exklusion war vielmehr 
eine historische Vorbedingung für die Entstehung moderner Konzepte sozialer Dis­
ziplinierung und Kontrolle. Gefragt wird deshalb nach den Grenzen der Inklusion 
und der Ausklammerung herrschaftlicher Exklusion in den evolutionistischen 
Modernisierungs- und Systemtheorien. Schließlich wird die Bedeutung neuer, aus 
der Krise des Wohlfahrtsstaates erwachsenden Exklusionen für die Kriminologie 
diskutiert. 

Inclusion and exclusion are not opposed to the concept of social control. The rise 
of modern concepts of social control requires that the state abandoned the policy of 
exclusion of criminals and marginal groups. The idea of a continuing process of 
inclusion in modernisation- and systems theory, granting equal rights to everybody, 
however, suppress or underestimate the relevance of exclusionary processes in modern 
democratic societies. The exclusion of immigrants, social welfare recipients etc. pro­
duce varying patterns of social control, often neglected in criminology. 

Sozialer Ausschluß war in der sozialwissenschaftlichen Diskussion der sech­
ziger und siebziger Jahre kein Thema. Das Interesse galt den Mechanismen 
sozialer Integration und der Frage, wie benachteiligte gesellschaftliche Grup­
pen in die Lage versetzt werden könnten, die ihnen zustehenden Bürger­
rechte wahrzunehmen. In den letzten Jahren hat sich dies deutlich geän­
dert. In der angloamerikanischen wie der französischen Sozialwissenschaft 
sind sozialer Ausschluß und die Grenzen der Inklusion aller Bürger zu einem 
heiß debattierten Problem geworden.2 Die Ursachen hierfür sind kaum in 
der Kriminologie und ihrem Forschungsgegenstand - der Analyse abwei­
chenden Verhaltens und sozialer Kontrolle - zu suchen. Der neu aufflam­
menden Debatte um sozialen Ausschluß in den westlichen Demokratien liegt 
eine Vielzahl unterschiedlicher Beobachtungen zugrunde, die auf eine tief-

1 Bei diesem Aufsatz handelt es sich um eine erweiterte Fassung eines Vortrags, 
der auf der AJK-Tagung „Sozialer Ausschluß", Gelnhausen, vom 12. - 14. 
November 1994, gehalten wurde. 

2 Vgl. zur theoretischen Diskussion Beiner 1995, Metha 1990; zum Problem 
geschlechtlicher Differenzen und Ausschluß, Patemen 1988, Minow 1990. In 
Frankreich wird von Exklusion vor allem im Zusammenhang mit den (Immi­
granten-) Vorstädten gesprochen, vgl. Prolongeau 1993, Sinai 1993, Dossier 1994; 
zusammenfassend Loh 1994, S. 94 ff.; siehe insgesamt zum Problem auch Bour­
dieu 1993. 
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greifende Krise des westlichen Modells des Wohlfahrtstaates und seines Ver­
sprechens, Chancengleichheit zu garantieren, hindeuten. Die wachsende Zahl 
von Langzeitarbeitslosen, die prekären Lebensbedingungen von Immi­
granten in den Metropolen oder den Ghettos der Vorstädte, die zunehmende 
Armut unter Jugendlichen, all dies weist auf soziale Lagen hin, die von Sozio­
logen und Politikwissenschaftlern gerne mit dem Begriff des sozialen Aus­
schlusses bzw. der Exklusion belegt werden. 

Wie groß das wiedererwachte Interesse an diesem Problem in den Sozial­
wissenschaften insgesamt auch sein mag, Aktualität allein ist kein Grund, 
den Begriff und die dahinterstehenden Konzepte nun auch in die Krimi­
nologie einzuführen. Durch permanente Anleihen aus dem breitgefächer­
ten Angebot des sozialwissenschaftlichen Theoriemarktes gewinnt die Kri­
minologie sicher keine Statur. Auch das kritische Potential einer sozialwis­
senschaftlich ausgerichteten Kriminologie, das sich im alltäglichen Reden 
über Etikettierungen und soziale Kontrolle verflüchtigt hat, läßt sich durch 
die bloße Übernahme eines präskriptiv aufgeladenen Begriffs des sozialen 
Ausschlusses nicht wiedergewinnen. 

Wenn im folgenden gleichwohl nach der Bedeutung von Prozessen der Inklu­
sion und Exklusion für die Kriminologie gefragt wird, dann nicht, um einem 
vermeintlichen Paradigmenwechsel das Wort zu reden. Theorien und Kon­
zepte des sozialen Ausschlusses beziehen sich vielfach nicht nur auf andere 
Sachverhalte als diejenigen, die in der Kriminologie als soziale Abweichung 
und Kontrolle untersucht werden ( etwa der Ausschluß von Frauen im Wis­
senschaftsbereich, von ethnischen Gruppen auf dem Arbeitsmarkt). Sie the­
matisieren auch dort, wo sie sich explizit mit dem Gegenstandsbereich der 
Kriminologie befassen, ,,abweichendes Verhalten" und „soziale Kontrolle" 
in einer begrenzteren, zugleich jedoch grundsätzlicheren Perspektive: 
begrenzter, da nach den konkreten Prozessen der Kriminalisierung und Dis­
ziplinierung, von Überwachen und Strafen kaum gefragt wird; grundsätzli­
cher, da nach den sozialen, politischen und rechtlichen Voraussetzungen 
gesellschaftlicher Inklusion und sozialer Kontrolle gefragt wird. 

Inklusion und Exklusion bilden kein Gegensatzpaar zu Begriffen der sozia­
len Kontrolle und Disziplinierung.3 Die zentrale Frage ist vielmehr, in wel­
cher Weise Mechanismen der In- und Exklusion und der sozialen Kontrolle 
aufeinander bezogen sind und sich gegenseitig bedingen. Diese Frage soll 
im folgenden zunächst durch eine Präzisierung der unterschiedlichen Kon­
zepte des sozialen Ausschlusses bzw. der sozialen Kontrolle einer Klärung 
nähergebracht werden, bevor in einem zweiten Schritt die Ablösung des Prin­
zips der Exklusion durch das der Inklusion als historische Vorbedingung 
moderner Versuche der sozialen Disziplinierung und Kontrolle umrissen 
wird. In einem dritten Schritt wird dann nach den Grenzen der Inklusion 
gefragt, der Ausklammerung zentraler Aspekte ( der Herrschaft) in den evo-

3 Deshalb erscheint mir auch ein Streit darüber müßig, welcher Begriff nun einen 
höheren Abstraktionsgrad besitzt, vgl. Scheerer 1995, S. 131. 
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lutionistischen Modernisierungs- und Systemtheorien, bevor in einem letz­
ten Abschnitt die Bereiche skizziert werden, in denen die aus der Krise des 
Wohlfahrtsstaates erwachsenden Exklusionen die Mechanismen sozialer 
Kontrolle und Sanktionierung prägen und verändern. 

I. Außenseiter und Ausgestoßene

Nachdem der junge Trobriander von seinem Rivalen öffentlich beschuldigt 
worden war, er habe eine sexuelle Beziehung zu seiner eigenen Nichte unter­
halten, habe sich dieser vor den Augen der Dorfbewohner von einem Baum 
gestürzt. Howard Becker nutzt diese von Malinowski festgehaltene 
Geschichte in seinen „Außenseitern", um sein berühmtes Diktum zu 
begründen: ,,Ob eine soziale Handlung abweichend ist, hängt davon ab, wie 
andere Leute darauf reagieren" (Becker 1963, S.11). Daß Abweichung sich 
nur als gesellschaftliche Reaktion erfassen und begreifen läßt, belegt das 
von Becker gewählte Beispiel schlagend. Die Entstehung von „Außensei­
tern" und „Kriminellen" in modernen Gesellschaften jedoch illustriert die­
ser Fall nicht. 

Abweichen von den Sittengesetzen der Trobriander bedeutete etwas 
grundsätzlich anderes als Gesetzesverstöße in unseren heutigen Staatsge­
sellschaften, nämlich ein Herausfallen aus der als natürlich oder göttlich 
gedachten Ordnung. Wo Heilung und Wiedergutmachung, kurz die Wie­
derherstellung der gestörten Ordnung nicht möglich schien, zog „Abwei­
chung" den Ausschluß aus der Gemeinschaft nach sich: sei es durch Ver­
treibung, Ausstoßung, Brandmarkung, Bannfluch oder aber durch die völ­
lige soziale Ächtung, der alleine durch Selbsttötung zu entkommen war 
(Nadel 1953, S. 265 ff., Stehr 1994, S. 273 ff.). 

Dies bedeutet nicht, daß moderne Gesellschaften nicht auch Formen des 
sozialen Ausschlusses kennen. Da Verbandsbildung generell - wie Max 
Weber vermerkt (1976, S. 31 ff.) - auf sozialer Schließung beruht, gehört 
der Ausschluß von der Zugehörigkeit zu sozialen Gruppen und Institutio­
nen zwangsläufig zu den Begleiterscheinungen einer hochgradig organi­
sierten und differenzierten Gesellschaft. Sozialer Ausschluß ist ein Sam­
melbegriff für Ausgrenzungen von Individuen aus Gruppen und sozialen 
Verbänden, formellen Organisationen oder gar Gesellschaften, unabhän­
gig davon, aufgrund welcher Merkmale und mit welchen Begründungen zwi­
schen Ein- und Ausgeschlossenen differenziert wird. Der Ausschluß von 
Frauen aus dem Militär und dem Priesteramt, von Kindern und Jugendli­
chen vom Wahlvolk, von türkischen Jugendlichen aus deutschen Disko­
theken, von kostenträchtigen Risikogruppen aus der Versicherungsge­
meinschaft oder von „unerwünschten Ausländern" aus der Bundesrepublik 
fällt gleichermaßen unter diesen Begriff. Sozialer Ausschluß ist also nicht 
nur dort zu beobachten, wo Personen oder Gruppen von herrschenden N ar­
men abweichen oder gar kriminalisiert werden. Der Ausschluß zielt 
zumeist auch gar nicht auf den Versuch einer Assimilation oder Normali­
sierung des Betroffenen. Der unmittelbare Zweck ist schlicht die Ausgren­
zung und Trennung von dieser Person oder Gruppe, mit welchen persönli-
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chen oder moralischen Mängeln dies auch begründet werden mag (rassisch 
inferior, Asozialität, Ausbeuter etc). Auch die Folgen des Ausschlusses sind 
nicht umstandslos als Diskriminierung oder Disziplinierung faßbar: sie rei­
chen vom Verlust des Freundeskreises und dem Entzug von Vereinsmit­
gliedschaften über die Ausgrenzung aus Organisationen und den Verlust 
des Arbeitsplatzes bis hin zur Abschiebung, Vertreibung und Vernichtung 
von Menschen. 

Mit der bloßen Deskription und Kategorisierung aller möglichen Formen 
des sozialen Ausschlusses droht ein solcher Begriff jede Funktion zu ver­
lieren. Die Differenz zwischen Ausgeschlossenen und Gruppenmitgliedern 
bestimmt sich jeweils nach ganz unterschiedlichen Kriterien. Die Bewer­
tung der mit dem Ausschluß verbundenen sozialen Folgen sind kontextab­
hängig. Die strittige Frage einer Rekrutierung von Frauen für den Militär­
dienst illustriert dies deutlich. Wie detailliert man auch in mikrosoziologi­
schen Untersuchungen Mechanismen des Ausschlusses aus sozialen Grup­
pen zu beschreiben sucht, Kriterien und Maßstäbe für eine allgemeine Ver­
wendung des Begriffs des sozialen Ausschlusses lassen sich dadurch nicht 
gewinnen. 

Die analytische Schärfe des Begriffes des sozialen Ausschlusses erwächst 
aus dem Bezug auf eine normative Ordnung der bürgerlichen Gesellschaft, 
die auf dem Einschluß aller Bürger in eine universalisierte Rechtsordnung 
beruht und jedem Mitglied gleiche Zugangs- und Teilhabechancen einräumt. 
Der Anspruch, jeden einzubeziehen, ist total, es gibt keinen, der als „out­
law" außerhalb der Gesellschaft steht, jedem kommen unveräußerliche 
Grundrechte zu. Jeder soziale Ausschluß muß sich an dem Allgemein­
heitsanspruch der Bürgerrechte messen lassen. Dies macht Ausgrenzun­
gen ganz unterschiedlicher Art - wie die der Besitzlosen oder Frauen vom 
Wahlrecht oder der „Ausschließung durch Einschließen" (Steinert 1993)­
zu Sachverhalten, die in einer auf Rechtsgleichheit aufbauenden bürger­
lichen Gesellschaft nur noch schwer zu legitimieren sind, zumindest aber 
- wie im Falle der (lebenslangen) Haft - einer besonderen Begründung
bedürfen.

Zugleich wird die Identifikation jedes Einzelnen mit dieser allgemeinen 
Rechtsordnung zur allgemeinen Pflicht. Da die Bürger sich ihre Gesetze in 
freier Selbstbestimmung selbst gegeben haben - so die Argumentation der 
klassischen Vertragstheorien-, verrät der Rechtsbrecher seinen eigenen Wil­
len. Die Frage, ob und wie denn derjenige, der von den selbstgesetzten Nor­
men abweicht, wieder in Übereinstimmung mit seiner eigenen bürgerlichen 
Bestimmung gebracht werden kann, wird nun zum zentralen Problem der 
neu entstehenden Straf- und Disziplinartechniken. 

Kriminalisierung unterscheidet sich qualitativ von der von Malinowski 
beschriebenen Form der Exklusion. Der soziale Ausschluß, der zumindest 
in der Perspektive der Betroffenen unweigerlich mit Kriminalisierung ver­
bunden bleibt, zielt nicht auf die Ausstoßung oder Verbannung aus der 
Gemeinschaft insgesamt; im Gegenteil, er beruht in zweifacher Hinsicht auf 
dem Einschluß des Verbrechers in die bürgerliche Gesellschaft: Zum einen 
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auf dem physischen Einschluß und dem Versuch, den Kriminellen inmitten 
der Gesellschaft zu kontrollieren und zu disziplinieren. Zum anderen auf 
der Inklusion des Devianten als gesellschaftlichem Subjekt, an dem der all­
gemeine Anspruch staatlicher Herrschaft auf Gehorsam sich exemplarisch 
zu beweisen hat. Abweichendes Verhalten ist nun nicht mehr - wie Luh­
mann pointiert formuliert „Grund für Exklusion, sondern von Sonderbe­
handlung zum Zwecke der Inklusion" (Luhmann 1995, S. 144). 

Die Entstehung einer „neuen Strafkunst" (Foucault 1977) und einer Diszi­
plin, die sich mit der Beobachtung, Klassifizierung, Differenzierung und Kon­
trolle einer „kriminellen Klasse" befaßt, hat in den letzten zweihundert J ah­
ren ganz unterschiedliche Bewertungen erfahren. Wurde diese Entwicklung 
im späten 18. und 19. Jh. vor allem als eine Entfaltung aufklärerischen Den­
kens und als eine Humanisierung der Strafgewalt begriffen, so steht sie bei 
Foucault für eine totale Durchdringung der Gesellschaft, die Entstehung 
einer „Mikrophysik der Macht", die jedes Individuum ihrer Disziplinar­
gewalt unterwirft und letztendlich die staatliche Strafgewalt fürchterlicher 
werden läßt als die traditionelle Rache des Souverän (1977, S. 115). 

Beide Sichtweisen basieren jedoch auf der gleichen Annahme: eines linea­
ren Prozesses der Inklusion aller als Untertanen oder Staatsbürger, unab­
hängig davon, ob dieser im wörtlichen Sinne von „Subjektivierung" als Unter­
werfung unter ein herrschaftliches System von Überwachen und Strafen 
interpretiert wird oder aber als Beschränkung herrschaftlicher Willkür durch 
die sukzessive Anerkennung von „Subjektrechten". Die konkreten gesell­
schaftlichen Voraussetzungen, auf denen dieser Einschluß und die darauf 
bezogenen Techniken der sozialen Kontrolle basieren, werden nicht the­
matisiert. Nach der Bedeutung alter und neuer Formen des Ausschlusses, 
die auf Ausgrenzung oder gar Vernichtung, nicht aber auf Disziplinierung 
und Kontrolle angelegt sind, wird kaum gefragt. 

II. Von der Exklusion des Verbrechers zur Kriminalisierung des Straf-
fälligen

Ob man in den theoretischen Diskursen über die Strafgewalt und an dem 
veränderten Umgang mit den „Verbrechern" zwischen dem 18. und dem 
19. Jahrhundert in der Tat „epistemologische Brüche" feststellen kann, wie
Foucault dies tut (1971, 1977), ist fraglich. In einer Beziehung jedoch mar­
kieren die Reformversuche der spätabsolutistischen Bürokratien zu
Beginn des 19. Jh. eine deutliche Zäsur: Der „Verbrecher" wird dem Unter­
tanenverband zugeschlagen (inkludiert) und zum Objekt eines generellen
staatlichen Anspruchs, ihn zu disziplinieren und letztendlich wieder in die
Gesellschaft einzupassen.

Bis zum Ende des 18 Jh. war der staatliche Strafanspruch in allen deutschen 
Staaten noch vielfach begrenzt und durch ständische Privilegien kompliziert. 
Die Justizverwaltung war generell „sehr willkürlich und wenig einförmig"4

• 

4 So das Gutachten des Geheimen Rates für das Herzogtum Württemberg zu einer 
Reform der Strafrechtspflege vom April 1798, zit. nach Sauer 1984, S. 19. 
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Weite Bereiche der Gerichtsbarkeit blieben den intermediären Gewalten 
überlassen - Städten, Kirchen und Patrimonialgerichten. Daneben veran­
stalteten die Landesherren von Zeit zu Zeit großangelegte Militärstreifen 
und Ausweisungsaktionen mit dem Ziel, sich der Vaganten, Zigeuner, Bett­
ler, Räuber und Diebe zu entledigen (d.h. über die Grenze abzuschieben), 
die als ländliche Unterschicht sich dem Zugriff der staatlichen Herr­
schaftsgewalt zu entziehen suchten. 

Die bürokratischen Reformer zu Beginn des 19 Jh. wollten demgegenüber 
eine systematische staatliche Strafgewalt etablieren, die sich direkt auf die 
Untertanen bezog (vgl. zum Folgenden Blasius 1976, Funk 1993). 

Die Justizgewalt wurde systematisch als hoheitliche Funktion monopolisiert 
und die verbliebenen Reste patrimonialer oder städtischer Gerichtsbarkeit 
in Strafsachen der staatlichen Aufsicht unterstellt. Die im 18 Jh. noch übli­
che Inhaftierung von Verbrechern in anderen Ländern gegen Bezahlung 
oder in „privaten" Anstalten -wie etwa in Süddeutschland bei dem berüch­
tigten Malefizschenk, der das Gefängnis damals schon zu einem einträgli­
chen Geschäft zu machen wußte - wurde nun ebenso abgelehnt wie die im 
achtzehnten Jahrhundert teilweise noch verhängten Galeerenstrafen. 

Zugleich suchte nun die staatliche Bürokratie verstärkt nach Möglichkei­
ten, die aus der ständischen Ordnung herausgefallene „kriminelle Klasse", 
die orts- und herrschaftslos in den Zwischenräumen der ständischen 
Gesellschaften ihr Überleben fristete, zu identifizieren und ihrem Regle­
ment zu unterwerfen. Dies geschah zunächst durch die Differenzierung zwi­
schen denjenigen, die dem Staat als „Untertanen" zum Rechtsgehorsam ver­
pflichtet waren und den Fremden, die generell zwar auch dem staatlichen 
Strafanspruch unterlagen, jedoch nach bürokratischem Ermessen als „Aso­
ziale", ,,Zigeuner", ,,Bettler", ,,Gauner" abgeschoben und ausgeschlossen 
werden konnten. Diese Differenzierung zwischen In- und Ausländern 
erforderte nicht nur eine verstärkte Kontrolle der Fremden, etwa durch die 
Verpflichtung der Bürger, die Beherbergung jedes Fremden zu melden -
auch der jenseits der Landesgrenze wohnenden Verwandten. Voraussetzung 
war darüber hinaus die „Nationalisierung" der bis dahin namen- und hei­
matlosen kriminellen Unterschicht, indem auf die bis dahin übliche Ver­
drängung vagabundierender Gruppen durch Militärstreifen über die Lan­
desgrenzen hinweg verzichtet und durch gegenseitige Verpflichtungen der 
Staaten, ihre jeweiligen Staatsangehörigen aufzunehmen, abgelöst wurde.5 

Die Ursachen für diese Systematisierung und Generalisierung der staatli­
chen Strafgewalt sind weniger in den aufklärerischen Diskursen um eine 
Humanisierung der Strafjustiz zu suchen; auch ökonomische oder sicher­
heitspolitische Gründe für einen verstärkten staatlichen Zugriff auf die länd­
lichen und städtischen Unterschichten sind nur in säkularer Perspektive plau-

5 Dies wiederum zog zwangsläufig Versuche nach sich, die „gefährlichen Subjekte" 
selbst zu identifizieren - etwa durch die Anfang des 19. Jh. allerorten heraus­
gegebenen Fahndungsblätter und Gaunerbeschreibungen. 
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sibel. Für die landesherrliche Bürokratie ergab sich die Notwendigkeit einer 
Neubestimmung des staatlichen Strafanspruches vor allem als unmittelbare 
Folge ihres Versuchs, die bisherigen spezifischen ständischen Rechtsbezie­
hungen zugunsten eines allgemeinen Untertanenstatus aufzulösen, die den 
Einzelnen direkt dem Befehl und Zugriff der Bürokratie unterwarfen. Dies 
erforderte eine eindeutige Definition des Status all derjenigen, die aus der 
traditionellen ständischen Ordnung herausgefallen waren: Juden, Zigeuner, 
Asoten, Bettler, Landfahrer, Vaganten, Kriminelle. 

Diese wurden nun, soweit sie nicht als Fremde und Zigeuner identifiziert 
wurden, als Untertanen des Staates anerkannt. Ihr Status blieb jedoch 
ambivalent. Zwar bot die bloße Tatsache, Angehöriger eines Staates zu 
sein, auch ein Stück Schutz vor staatlicher Willkür.6 Zugleich blieb der 
Einschluß dieser Gruppen in die bürgerliche Gesellschaft prekär und hoch­
gradig selektiv. Die Schicht der „Vollbürger", denen das Recht auf po­
litische Teilhabe zukam, war allemal auf die Gruppe der (männlichen) Be­
sitzbürger beschränkt. Immerhin behielten die „vernachteiligten Staats­
bürger" - insbesondere Frauen und unterbürgerliche Schichten - ihre 
persönlichen Freiheitsrechte, wenngleich diese auch vielfach eingeschränkt 
wurden. Bettler, Vaganten und Kriminelle aber blieben rechtlich aus der 
bürgerlichen Gesellschaft weitgehend ausgeschlossen; ihr Status war durch 
eine Vielzahl von Ausschlußregelungen gekennzeichnet; ihre Inklusion war 
mit einem differenzierten System der Disziplinierung und Kontrolle ver­
bunden. 

Der rechtliche Ausschluß von bürgerlichen Freiheiten - der in einigen süd­
deutschen Staaten in der ersten Hälfte des 19. Jh. bis hin zum Heiratsver­
bot reichte - bildete die Grundlage für ein enges Netz gemeindlicher und 
staatlicher Kontrolle der Armen durch Visitationen, Durchsuchungen und 
Hausbesuche. Bettler und Vaganten gingen, wurden sie mehrfach ertappt, 
ihres Rechts auf Freizügigkeit verlustig. Sie wurden - wie auch entlassene 
Strafgefangene - konfiniert, d.h. der Kontrolle an einem bestimmten Ort 
unterworfen. Die Zucht- und Arbeitshausstrafen schließlich blieben bis in 
die 2. Hälfte des 19 Jh. hinein solchen Strafgefangenen vorbehalten, die einen 
bürgerlichen Status nie besessen hatten.7 

Die Inklusion blieb also unvollständig und ambivalent. Den unterbürgerli­
chen Schichten blieb der Status eines Vollbürgers versagt. Der jeweilige Sta­
tus der Person (als Besitzloser, Ortsarmer, Prostituierte etc.) bestimmte das 
Ausmaß und die Form der Kontrollen, die wiederum die soziale Differenz 
reproduzierten und den sozialen Ausschluß legitimierten. 

6 Staatenlose - und solche, die wie die Zigeuner dazu gemacht werden - sind des­
halb für Hanna Arendt die eigentlich Schutz- und Rechtlosen in einer Welt der 
Nationalstaaten (Arendt 1975, S. 254 ff.). 

7 Bis weit in die zweite Hälfte des 19. Jh. wurde bei Besitz- und Bildungsbürgern 
in aller Regel auf Festungsarrest oder-strafe erkannt. 
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III. Grenzen der Inklusion

Über die große Kluft zwischen dem allgemeinen Anspruch auf Rechts­
gleichheit und der Wirklichkeit einer frühbürgerlichen Gesellschaft in der 
ersten Hälfte des 19. Jh., die durch materielle Ungleichheiten und sozialen 
Ausschluß gekennzeichnet war, herrscht bei Historikern wie Soziologen 
Einigkeit. Doch welcher Stellenwert kommt diesen Exklusionen zu? Han­
delt es sich bei diesen um mehr als Relikte einer vormodernen ständischen 
Ordnung, die heute jegliche Bedeutung verloren haben? 

Die Antwort der Modernisierungs- und funktionalen Differenzierungs­
theorien von Parsons (1972) über Marshall (1992) bis Münch (1984) und 
Luhmann (1989) ist eindeutig. Sie gehen von einem sukzessiven Übergang 
von einer auf Exklusion beruhenden ständischen Ordnung zu einer bür­
gerlichen Gesellschaft aus, die auf Inklusion in differenzierte Funktionssy­
steme basiert. Die wachsende Differenzierung löst alle noch bestehenden 
ständischen Ungleichheiten auf und läßt allenfalls partielle, funktionsspe­
zifische Exklusionen zu, die nicht die Person als Ganzes treffen, sondern 
nur seine Eigenschaften als Mitglied bestimmter Funktionssysteme. Allge­
meine und gleiche Staatsbürgerrechte sollen den Einzelnen vor staatlicher 
und privater Willkür schützen und den Zugang zu gesellschaftlichen Insti­
tutionen und politische Teilhabechancen sichern. 

Marshalls These von den Etappen, in denen sich die Staatsbürgerrechte ent­
falten, steht exemplarisch für diese Sichtweise. Einer jeden, für den Staats­
bürgerstatus entscheidenden Entwicklung ließe sich, so Marshall, mit Über­
schneidungen gewiß, ein Jahrhundert zuordnen: bürgerliche Rechte dem acht­
zehnten, politische Rechte dem neunzehnten und soziale Rechte dem zwan­
zigsten Jahrhundert. ,,Die Geschichte der bürgerlichen Rechte ist in ihrer form­
gebenden Phase eine Geschichte der schrittweisen Hinzufügung neuer 
Rechte zu einem Status, der bereits existierte und von dem man annahm, daß 
er allen erwachsenen Mitgliedern der Gemeinschaft zustehe -oder man sollte 
vielleicht sagen allen männlichen Mitgliedern ... " (Marshall 1992, S. 45). 

Die immer noch zu beobachtenden „Ungleichheiten" und „sozialen Exklu­
sionen" erscheinen in dieser evolutionistischen Perspektive immer nur als 
Randphänomene, nicht aber als systematisches Problem moderner Gesell­
schaften. Die Inklusion des vierten Standes, der Arbeiterklasse, der Frauen, 
schließlich auch der Strafgefangenen (wenngleich diesen nach wie vor 
bestimmte bürgerliche Ehrenrechte aberkannt werden können), bestätigen 
in dieser Sichtweise nur den unterliegenden Trend: die Allgemeinheit des 
Staatsbürgerstatus dient auch den marginalen Klassen oder Gruppen als Basis, 
ihre eigene Inklusion in die Funktionssysteme einzufordern und letztendlich 
auch kämpfend durchzusetzen. Diese Inklusionsleistung der Funktionssysteme 
ist es denn auch, die Modernisierungstheoretiker zur Überzeugung führen, 
daß es zu den Basisinstitutionen Konkurrenzdemokratie, Marktwirtschaft und 
Wohlfahrtstaat keine Alternativen gibt. Sozialer Ausschluß mag zwar - so 
die Argumentation - in den kapitalistischen Demokratien des Westens 
immer wieder generiert werden, zugleich wird er jedoch durch Konflikt, Kon­
kurrenz und den Anspruch auf Rechtsgleichheit immer wieder überwunden. 
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Gegenüber einer solchen Verniedlichung des Problems des sozialen Aus­
schlusses lassen sich-vor jedem Verweis auf die soziale Wirklichkeit-imma­
nente, die Grundannahmen selbst betreffende Einwände formulieren, die 
auf die systematische Bedeutung sozialer Ausschlußmechanismen auch und 
gerade in „hochmodernen" demokratischen Industriegesellschaften hin­
weisen. 

1. Funktionale Differenzierung als Ausschluß

Funktionale Differenzierung heißt Trennung oder Sonderung unter dem 
Gesichtspunkt, die Handlungsweise von Personen oder die Operation von 
Organisationen rational-zweckmäßig zu gestalten. Differenzierung impliziert 
deshalb immer auch die Ausgrenzung von Personen, die sich nicht oder nur 
unzureichend einpassen lassen. Der Anspruch auf Inklusion ist begrenzt. 

Zwar wurde die Bürgergesellschaft der Aufklärung als Weltgesellschaft ver­
standen, doch realisiert hat sie sich als eine von Nationalstaaten, die sich 
durch Ausschluß konstituieren: durch eine Partikularisierung der univer­
sellen Ansprüche von Menschen- und Bürgerrechten, die eine Ausgrenzung 
der „Fremden" und „Ausländer" nach staatlichem Ermessen ermöglicht und 
alleine die eigenen Staatsangehörigen zu Subjekten eigenständiger Bür­
gerrechte macht (Arendt 1975, S. 250 ff.). 

Begrenzt bleibt der Anspruch auf Inklusion auch innerhalb der National­
staaten, in denen Bürger in den verschiedensten Bereichen (Funktionssy­
stemen) permanent als störend aussortiert oder marginalisiert werden, mit 
kumulativer Wirkung.8 Die Logik der Differenzierung, der Exklusion der 
jeweils nicht oder nur schwer, d.h. nur unter hohen Kosten in gesellschaft­
liche Organisationen oder Funktionssysteme Einzupassenden, mündet auf 
diese Weise gleichwohl-wie Luhmann in einer bemerkenswerten Umkeh­
rung seiner bisherigen Argumentation feststellt- in festen Mustern des sozia­
len Ausschlusses: ,,Die moderne Gesellschaft ist in der Tat hochintegriert, 
aber nur in ihrem Exklusionsbereich, nur als negative Integration und vor 
allem: ohne Konsens" (Luhmann 1995, S. 148). 

2. Ausschluß und Vernichtung: Die Grenzen des Gesellschaftsvertrages

Negative Integration ohne Konsens als Kennzeichen moderner Gesellschaft, 
diese Feststellung ist allenfalls für Modernisierungs- und Systemtheoreti­
ker eine neue Erkenntnis. Als Problem des „Kampfes Aller gegen Alle" 
(Hobbes) oder der Anomie (Durkheim) findet sie sich schon in den klassi­
schen Gesellschaftstheorien des 17., 18. und 19. Jahrhunderts, mit dem Unter­
schied, daß diese noch von der einheitsstiftenden normativen Idee einer poli­
tischen Ordnung ausgingen, in der sich die Gesellschaftsmitglieder in freier 

8 „Keine Ausbildung, keine Arbeit, kein Einkommen, keine regulären Ehen, Kin­
der ohne registrierte Geburt, ohne Ausweis, ohne Zugang zu an sich vorgese­
henen Anspruchsberechtigungen, keine Beteiligung an Politik, kein Zugang zur 
Rechtsberatung, zur Polizei oder zu Gerichten" (Luhmann 1995, S. 158). 
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Entscheidung gegenseitig gleiche Rechte zuerkennen. Die Staatsbürger­
rechte bilden die Marksteine, an denen funktionale Differenzierung und 
sozialer Ausschluß ihre letzte und entscheidende Grenze finden. 

Dies gilt für den Bereich der Strafjustiz in besonderem Maße. Einerseits 
geben diese Rechte erst die normative Grundlage für ein Strafsystem ab, 
indem sozialer Ausschluß (z.B. durch Einschluß in totale Institutionen) 
alleine durch den Zweck legitimiert wird, den Rechtsbrecher wieder in die 
Gesellschaft aufzunehmen. Andererseits bilden diese Rechte auch eine nor­
mative Hürde gegenüber Versuchen, Inklusion durch Formen der „Son­
derbehandlung" zu erreichen, die den Rechtsbrecher in seinen unver­
äußerlichen Rechten als Mensch und Bürger verletzen. 

Zwischen der normativen Idee einer Inklusion in die Gesellschaft, die nicht 
rückgängig zu machen ist, und einem funktional darauf bezogenen Nor­
malisierungsprogramm bleibt jedoch ein prinzipiell nicht auflösbares Span­
nungsverhältnis. Wie funktional und erfolgreich im einzelnen bestimmte 
Straf-und Disziplinierungsmaßnahmen auch sein mögen, insgesamt repro­
duziert auch der wohlfahrtsstaatliche Strafkomplex nur die Logik der funk­
tionalen Differenzierung: Jede Institution schließt einen mit ihren jeweili­
gen Verfahren nicht zu normalisierenden Rest aus, der dann zur nächsten 
abgeschoben wird. Am Ende steht die Frage, wie mit dem institutionell nicht 
bearbeitbaren, gesellschaftlich scheinbar nicht inkludierbaren Rest zu ver­
fahren sei (Cremer-Schäfer 1995, S. 89 ff.). 

Die Antwort der Theoretiker des Gesellschaftsvertrags war eindeutig. Wer 
gegen die selbst bestimmten Gesetze verstößt, wird dort, wo er nicht zu der, 
seinen eigenen Willen verkörpernden Ordnung zurückfindet, als Feind aus­
geschlossen (Rousseau 1966, S. 36 ff.). Nicht der Gesetzesverstoß als sol­
cher und der Wunsch nach Vergeltung oder Abschreckung, sondern feh­
lende Anpassungsbereitschaft als Vorbedingung eines funktionierenden 
Gesellschaftsvertrags rechtfertigt den totalen Ausschluß des „Ungeselligen", 
„Widerspenstigen" oder „Störrischen", ein Argument, das Hobbes pointiert 
formuliert hat: 

,, .. wie ein Stein, der wegen seiner Kanten und unregelmäßigen Form von dem ande­
ren mehr Platz einnimmt, als er selbst einnimmt und wegen seiner Härte nicht leicht 
behauen werden kann, das Bauen verhindert und deshalb von den Maurern als 
unnütz und lästig weggeworfen wird, so muß auch ein Mensch, der wegen ... der 
Hartnäckigkeit seiner Leidenschaften keines besseren belehrt werden kann, als 
Störenfried aus der Gesellschaft ausgeschlossen oder hinausgeworfen werden" 
(Hobbes 1974, S. 116). 

In diesem Sinne bleibt auch dem modernen Strafkomplex und seiner Leit­
idee der „Sonderbehandlung" die Logik und die Gefahr des Ausschlusses 
durch Vernichtung inhärent.9 Die Einführung lebenslanger Sicherungsstrafen 

9 Dies alleine rechtfertigt auch, den schillernden Begriff der Sonderbehandlung 
aus dein Wörterbuch des Unmenschen zu benutzen. 
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(,,Three strikes and you are out") und die Wiederkehr der Todesstrafe als 
,,zweckmäßige", finale Form des Ausschlusses in den USA sind ein Beispiel, 
an dem sich diese Logik am Extrem diskutieren läßt. 

3. Herrschaft und Inklusion

In der Modernisierungs- und Systemtheorie löst sich staatliche Herrschaft 
auf: in der Inklusion der Gesellschaftsmitglieder in das politische System. 
Das Ärgernis Herrschaft verschwindet in nicht mehr zurechenbaren Sach­
zwängen, die in den Funktionsmechanismen der Systeme begründet sind. 

Die Funktionslogik des politisch-administrativen Systems und die gesell­
schaftlichen Forderungen nach Inklusion gehen jedoch nicht ineinander auf. 
Die gesellschaftlichen Forderungen nach Inklusion zielten (und zielen) auf 
politische Teilhabe und Selbstbestimmung. Der moderne Staat basiert dem­
gegenüber zunächst auf der Nivellierung ständischer Unterschiede und der 
Ausbildung generalisierter und allgemeiner Regeln des bürokratischen 
Bezugs auf die zu verwaltenden Objekte. Dies gilt für die Heranziehung der 
Staatsbürger als Soldaten oder Steuerzahler ebenso wie für die Festlegung, 
wer als Rechtsbrecher, Störer oder Zuwendungsempfänger zu gelten hat. 
Die spätabsolutistischen Bürokratien abstrahierten deshalb in vielen Punk­
ten sogar weit stärker als die Repräsentanten des Bürgertums von den noch 
bestehenden ständischen Unterschieden-etwa bei der Gewährung von Bür­
gerrechten an die Juden. 

Aber diese bürokratische Abstraktion war weder auf eine Inklusion Aller 
gerichtet, noch mit dem Anspruch verknüpft, den Untertanen eine politi­
sche Teilhabe an der Herrschaft zu ermöglichen. Bürokratische Inklusion 
beruht auf der Logik der Differenzierung, in der Einschluß nicht auf die 
Befähigung zur selbstbestimmten politischen Teilhabe des Bürgers ausge­
richtet ist, sondern auf den störungsfreien Betrieb und die funktionale Inte­
gration in die gegebenen Institutionen. 

Wenn die Begriffe In- und Exklusion analytisch sinnvoll sein sollen, dann 
muß die abstrakte Ebene einer Gesellschaftsanalyse verlassen werden, auf 
der die unterschiedlichen Bezugspunkte gesellschaftlicher Integration im 
Nebel verschwinden. Die Analyse muß vielmehr auf die herrschaftlich immer 
wieder erneut reproduzierte Differenz von Inklusion als funktionaler Inte­
gration und von Inklusion als gesellschaftlicher Selbstbestimmung ausge­
richtet sein und die jeweils vorhandenen gesellschaftlichen Optionen sicht­
bar machen. 

4. Die Gegenwärtigkeit der Ausschlußgeschichte

Die Vorstellung einer kontinuierlichen Inklusion, in der Vernichtungslager 
oder ethnische Säuberungen allenfalls noch als „Rückfall" in die Barbarei 
ihren Platz finden, sind geschichtslos. Die Geschichte der bürgerlichen 
Gesellschaften ist voll von Versuchen, soziale oder ethnische Gruppen wegen 
angeblicher persönlicher oder moralischer Defekte als Minderwertige von 
der Partizipation an gleichen Rechten auszuschließen. Die Modernisierungs-
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und Systemtheorien sind seltsam immun gegenüber der Frage, was denn 
diese Kehrseite der Inklusion für die gesellschaftliche Vorstellung einer auf 
gemeinsamen und gleichen Rechten basierenden Gesellschaft bedeutet. 

Selbst wenn man mit der Modernisierungstheorie davon ausgeht, daß 
frühere Exklusionen - wie die der Sklaven oder der Frauen - nach langen 
und erbitterten Kämpfen letztendlich doch überwunden werden, so bleiben 
sie doch nicht folgenlos für unser heutiges Verständnis von Bürgerrechten 
und „inclusivness": sei es, indem die Ausgrenzungen als Stereotypen ein­
fach weiter reproduziert werden oder indem im Kampf um Anerkennung 
erfolgreiche Minderheiten die Positionen der Mehrheit mit übernehmen und 
gegen andere Gruppen wenden. Der Einschluß solcher Gruppen wiederum 
setzt gerade voraus, daß diese ihre über die herrschende Realität hinaus­
schießenden Vorstellungen einer aktiven politischen Teilhabe aufgeben. Das 
Verständnis von Bürgerrechten und Gleichheit der „Inkludierten" entwickelt 
sich und ist geprägt-so argumentiert Shklar überzeugend für die USA (1991) 
- von dem Bemühen der Bürger, andere als Nicht-Dazugehörende auszu­
grenzen. Die Analyse von In-und Exklusion muß deshalb die konkreten
historischen Formen mit in den Blick nehmen, in denen sozialer Ausschluß
von allgemeinen Rechten begründet und reproduziert wird.

IV. Die neuen Realitäten gesellschaftlichen Ausschlusses

Die Inklusion in Konkurrenzdemokratie, Marktwirtschaft und Wohl­
fahrtsstaat, die jedem Staatsangehörigen bürgerliche, politische und soziale 
Rechte garantieren soll, war immer schon begrenzt. Wenn nun die Sozial­
wissenschaften wiederentdecken, ,,daß es Exklusionen gibt, und zwar mas­
senhaft und in einer Art von Elend, das sich jeder Beschreibung entzieht" 
(Luhmann 1995, S. 146), so hängt dies weniger mit einer Fortentwicklung 
der wissenschaftlichen Diskussion zusammen als mit den veränderten poli­
tischen und ökonomischen Realitäten der neunziger Jahre. Die Kluft zwi­
schen erster und dritter Welt, die mit dem Versprechen auf Entwicklungs­
hilfe nur notdürftig zugekleistert wurde, tritt mit dem Wegfall der zweiten, 
sozialistischen Welt nun offen zutage und fördert neue radikale Formen des 
Ausschlusses: von der Streichung ganzer Teile Afrikas aus der politischen 
Landkarte der „zivilisierten Welt" (Rufin 1992) bis hin zur Abwehr poten­
tieller Bürgerkriegsflüchtlinge und Asylbewerber. Die Globalisierung der 
Ökonomie integriert nun zwar viele Schwellenländer in den Weltmarkt, 
macht zugleich eine beachtliche Gruppe manueller Arbeiter, in wachsen­
dem Maße auch von Angestellten zu Langzeitarbeitslosen in den Indu­
striestaaten, ohne Chancen auf eine nochmalige Integration in den Arbeits­
markt. Die Konkurrenz der Industriestaaten wiederum beschleunigt die Ero­
sion des klassischen Wohlfahrtstaates und generiert eine Vielzahl neuer Aus­
schlußmechanismen, mit dem erklärten Ziel, die „Abstände" zwischen den 
verschiedenen Klientelgruppen aufrechtzuerhalten. 

Verbunden ist mit diesen Entwicklungen die Entstehung neuer eigenstän­
diger Kontrollkomplexe, welche die Ausgrenzungen durchsetzen und über­
wachen sollen. Um „illegale Ausländer" aufzuspüren und abzuschieben, ist 
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in der Zwischenzeit ein weitverzweigtes Netz entstanden, das bei der Über­
prüfung von Heiraten, über die Erfassung im Ausländerzentralregister, bis 
zu der Errichtung eigener Anstalten für Abschiebehäftlinge reicht. Die Kli­
entel der Sozialbürokratien wird-um „Leistungserschleicher" ausschließen 
zu können -einem immer umfangreicheren elektronischen „Screening Pro­
gramm" (z.B. Rasterfahndung) und teilweise auch wieder physischen Kon­
trollen unterworfen. 

Normkonformität wird von den Ausgeschlossenen nur begrenzt erwartet 
und konsequenterweise auch nicht durch Strafen zu erzwingen gesucht: Ein 
Phänomen, das sich an der Abschiebepraxis der Behörden gegenüber „ille­
galen Ausländern" und „sich illegal in der BRD aufhaltenden Straftätern" 
besonders gut illustrieren läßt. Die Kontrollen begründen sich aus dem Sta­
tus der Exkludierten, der auch die weitreichende Suspension von Grund­
rechten legitimiert ( vom informationellen Recht auf Selbstbestimmung, über 
die Unverletzlichkeit der Wohnung, bis zum Verbot der Administrativhaft). 
Die Kriminalisierung bestimmter Verhaltensweisen oder Tatbestände 
dient nur noch als Mittel, um erweiterte Eingriffsbefugnisse im Bereich der 
,,Ausländerüberwachung" zu erlangen. 

Der normative Anspruch einer auf allgemeinen gleichen Rechten beru­
henden gesellschaftlichen Ordnung bleibt zwar bestehen, doch weder der 
Staat als Garant der Staatsbürgerrechte, noch eine idealisierte Zivilgesell­
schaft, der die Rolle des Integrators zugewiesen wird, können die Einheit­
lichkeit garantieren. Faktisch leben -nicht unähnlich dem beginnenden 19. 
Jahrhundert-der deutsche Besitzbürger und der Sozialhilfeempfänger, der 
arbeitslose Jugendliche und die hier geborene Türkin, der Ausländer mit 
unbefristeter Aufenthaltserlaubnis und der Bürgerkriegsflüchtling - oder 
gar der Illegale -in ganz unterschiedlichen Rechtssphären und folglich auch 
differierenden Kontrollrealitäten. Ausmaß und Intensität staatlicher Über­
wachung bemessen sich nach dem Status der Objekte sozialer Kontrolle. 

Die aus sozialem Ausschluß resultierende Formen sozialer Kontrolle empi­
risch zu erfassen und offenzulegen, ist nicht zuletzt Aufgabe der Krimino­
logie. Voraussetzung hierfür ist, daß sie die Diskrepanzen zwischen der Wirk­
lichkeit strafrechtlicher und exekutiver Kontrollen und dem Anspruch einer 
auf den Prinzipien der Allgemeinheit und Gleichheit beruhenden Rechts­
ordnung nicht mehr nur als Problem einer sozial unterschiedlichen Anwen­
dung analysiert. Die Kriminologie muß vielmehr die aus den Mechanismen 
des sozialen Ausschlusses erwachsende Fragmentierung staatlicher Kontroll­
und Strafgewalt selbst zum Gegenstand kritischer Analysen machen. 
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